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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Inneres 
(6. Ausschuß) 

über den von den Fraktionen der CDU/CSU, SPD, FDP einge- 
brachten Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes 

über Personalausweise 

— Drucksache IV/1056 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Kempfier 


Der von den Fraktionen der CDU/CSU, SPD, FDP 
eingebrachte Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
des Gesetzes über Personalausweise wurde vom 
Deutschen Bundestag in seiner 67. Sitzung am 
15. März 1963 in erster Beratung dem Ausschuß für 
Inneres zur weiteren Vorberatung überwiesen. Der 
Ausschuß für Inneres hat den Entwurf in seiner 
Sitzung am 20. März 1963 abschließend behandelt. 

Der Entwurf sieht die Möglichkeit einer Verlänge- 
rung der Gültigkeitsdauer der Personalausweise, 
deren Gültigkeit gemäß § 2 des Gesetzes über Per- 
sonalausweise vom 19. Dezember 1950 (Bundesge- 
setzbl. S. 807) nunmehr abläuft, bis zum 31. Dezem- 
ber 1964 vor. Die Gesetzesänderung ist notwendig 
geworden, weil im Laufe der Jahre 1963 bis 1964 
eine sehr große Zahl von Personalausweisen nach 
bisherigem Recht (Gültigkeitsdauer von fünf Jahren 
mit der Möglichkeit einer Verlängerung für weitere 
fünf Jahre) ungültig werden und die Bundes- 
druckerei in dieser Zeit nicht die erforderliche An- 
zahl von Vordrucken der neuen Personalausweise 
hersteilen kann. Durch die vorgeschlagene Verlän- 
gerung der Gültigkeitsdauer der alten Personalaus- 
weise wird sich nach Ansicht der Bundesregierung 
die Ausstellung der neuen Personalausweise ab 

1. Januar 1965 reibungslos abwickeln lassen. 

Der Ausschuß für Inneres empfiehlt nach ein- 
gehender Beratung des Entwurfs folgende Ände- 
rungen des Änderungsgesetzes: 


1. In Artikel 1 sind bei Absatz 2 die Worte „nach 
Weisung der Innenminister der Länder" zu 
streichen. Da in § 2 des Gesetzes vom 19. De- 
zember 1950 irgendwelche Vorschriften über die 
Zuständigkeit nicht enthalten sind, erscheint 
eine solche Festlegung auch im Änderungsgesetz 
entbehrlich. 

2. Bei dem Entwurf handelt es sich um eine Über- 
gangsvorschrift, und sie sollte demnach auch 
unter § 4 („Übergangsvorschriften") als Absatz 2 
aufgenommen werden. 

3. Zur Klarstellung sollte ausdrücklich erwähnt 
werden, daß auch diese Verlängerung gebühren- 
frei erfolgt. 

Darüber hinaus schlägt der Ausschuß dem Bundes- 
tag vor, die Bundesregierung zu ersuchen, die Frage 
zu prüfen, ob nicht zur Vereinfachung der Verwal- 
tungsarbeiten für Pässe und Personalausweise 
eine zweimalige Verlängerung (also eine mögliche 
Gültigkeit dieser Ausweise von insgesamt höch- 
stens 15 Jahren) vorgesehen werden könnte. Um 
Unstimmigkeiten zu vermeiden, wäre dann aller- 
dings die Möglichkeit vorzusehen, daß ein neues 
Lichtbild des Inhabers angebracht werden kann, 
wenn dies durch erhebliche Veränderungen des Aus- 
sehens des Ausweisinhabers nötig erscheint. 

Sämtliche Beschlüsse des Ausschusses wurden 
einstimmig gefaßt. 


Bonn, den 20. März 1963 


Dr. Kempfier 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache IV/1056 — 
in der anliegenden Fassung anzunehmen; 

2. folgenden Entschließungsantrag anzunehmen; 
Die Bundesregierung wird ersucht, 

bis spätestens 31. Dezember 1963 die Frage zu 
prüfen, ob sich nicht für die Pässe und für die 
Personalausweise die Möglichkeit einer zwei- 
maligen Verlängerung von je fünf Jahren ein- 
führen läßt, wobei gegebenenfalls auch ein Aus- 
wechseln des Lichtbildes vorgesehen werden soll. 


Bonn, den 20. März 1963 


Der Ausschuß für Inneres 


Schmitt-Vockenhausen 

Vorsitzender 


Dr. Kempfler 

Berichterstatter 
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Beschlüsse des 6. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Gesetzes über Personalausweise 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Gesetz über Personalausweise vom 19. De- 
zember 1950 (Bundesgesetzbl. S. 807) in der Fassung 
des Änderungsgesetzes vom 25. Dezember 1954 
(Bundesgesetzbl. I S. 508) wird wie folgt ergänzt: 

Der bisherige Wortlaut des § 4 wird Absatz 1. Fol- 
gender Absatz 2 wird angefügt: 

„(2) Personalausweise, deren Gültigkeit gemäß 
§ 2 Satz 2 abläuft, können mit Gültigkeitsdauer bis 
zum 31. Dezember 1964 gebührenfrei erneut ver- 
längert werden.“ 

Artikel 2 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft, 
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